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Satzungstext

In Zeile 1 einfügen:
Füge ein im §7 der BÜNDNISGRÜNEN Satzung:
(4) Mitglieder, die für Gremien von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und von BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN zu
beschickende Gremien kandidieren, müssen im Rahmen ihrer Bewerbung Interessenkonflikte
kenntlich machen.
(5) Mitglieder eines Gremiums von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die in zu beratenden
Angelegenheiten als befangen gelten, müssen Interessenkonflikte zu Beginn der Beratung
gegenüber der Gesamtheit des Gremiums kenntlich machen und sollen an der Beschlussfindung
nicht mitwirken. Als befangen gelten Personen,

1. die im Bereich der auf Dauer angelegten Interessenvertretung tätig sind, im jeweiligen
Themenbereich bei einer Gesellschaft oder Person beschäftigt sind oder in anderer Eigenschaft tätig
geworden sind. Dabei ist es unerheblich, ob diese Tätigkeit entgeltlich oder unentgeltlich geleistet
wird.

2. wenn die Entscheidungen, an denen sie mitwirken, Verwandtenund Verschwägerten sowie
natürlichen oder juristischen Personen, zu denen sie in besonderer Bindung oder Abhängigkeit
stehen, einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil generieren können. Die Vor- oder Nachteile
können finanzieller, wirtschaftlicher oder ideeller Art sein.

Allgemeines ehrenamtliches und politisches Engagement sowie die Zugehörigkeit zu Bevölkerungs- oder
Berufsgruppen stellen keinen Interessenkonflikt dar. Über den Ausschluss von der Beschlussfindung
befinden in Abwesenheit der betroffenen Person die anderen Mitglieder des Gremiums mit einfacher
Mehrheit.

Begründung

Wir Bündnisgrüne haben uns erfolgreich dafür eingesetzt, dass das Lobbyregister im Deutschen Bundestag
endlich Realität wird. Denn Interessenvertretung ist wichtiger Bestandteil von Demokratie, sie muss aber
transparent erfolgen und es muss sichergestellt sein, dass Korruption, Vetternwirtschaft und Fehlverhalten
durch ausreichende Kontrollmechanismen vorgebeugt wird. Als Bündnis 90/Die Grünen regieren wir
aktuell sowohl auf Bundesebene als in vielen Länderregierungen mit. Gleichzeitig steht die
Bundesrepublik vor einer Phase enormer politischer Grundsatzentscheidungen und Weichenstellungen. In
der Zusammenschau dieser Entwicklungen sind unsere parteiinternen Strukturen zunehmend attraktive
Ziele der geschäftsmäßigen Interessenvertretung – umgangssprachlich Lobbyist_innen genannt. Während
wir in der parteiinternen Willensbildung davon ausgehen, dass unsere Mitglieder sich bei der Suche nach
politischen Positionen vor allem am Gemeinwohl orientieren, muss bei Lobbyist_innen angenommen
werden, dass ihre Sonderinteressen eine Entscheidung im Sinne des größtmöglichen Gemeinwohls stark
beschädigen kann. Um einer zunehmenden Fehlentwicklung vorzubeugen und unsere eigene
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Glaubwürdigkeit zu erhalten müssen wir für die bereits heute in einigen Fällen anzutreffenden
professionellen Lobby-Betätigungen in parteiinternen Gremien eine höhere Transparenz erreichen und
damit dem Anspruch einer basisdemokratischen, unbestechlichen und dem Gemeinwohl verpflichteten
Partei unter den Bedingungen des 21. Jahrhunderts noch besser gerecht zu werden. Die vorliegende
Satzungsänderung schließt nicht aus, dass Personen aus dem Bereich der geschäftsmäßigen
Interessenvertretung in parteiinternen Gremien mitwirken. Es bedeutet aber, dass sie insbesondere im
Rahmen von Wahlen und konkreten thematischen Positionsfindungen ihre Interessenkonflikte zwingend
transparent darstellen müssen.
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